
und den Fahrpreis einschrieb. In den meisten Fällen betrug 
der Fahrpreis nicht mehr als 5,— DM. Diesen Betrag rechnete 
er auch ab und eignete sich den Differenzbetrag zu der aus­
gehändigten Fahrkarte, die für ein weiter entferntes Fahrziel 
bestimmt war, an. Auf diese Weise hat sich der Angeklagte 
in 15 bis 18 Fällen etwa 800 bis 1000 DM angeeignet.

Das Bezirksgericht ist der Auffassung gewesen, daß das 
Verhalten des Angeklagten einen Betrug zum Nachteil des 
staatlichen Eigentums (§ 1 Abs. 2 VESchG) darstellt, da er 
fortgesetzt die Deutsche Reichsbahn über die tatsächlich ein­
genommenen Gelder getäuscht und diese dadurch veranlaßt 
hat, ihre Forderungen gegen ihn nicht geltend zu machen. 
Dadurch hat er sich einen rechtswidrigen Vermögensvorteil 
verschafft. Den Tatbestand der Urkundenfälschung hat es 
deshalb als nicht erfüllt angesehen, weil der Angeklagte die 
Berechtigung besaß, sowohl Fahrkarten als auch Fahrkarten­
stamm auszufüllen und daher der typische Fall einer so­
genannten schriftlichen Lüge vorliege.

Gegen dieses Urteil richtet sich der Protest des Staats­
anwalts des Bezirks, weil das Bezirksgericht das Verhalten 
des Angeklagten nicht als Urkundenfälschung beurteilt hat. 
Der Protest hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Zunächst muß den Feststellungen des Bezirksgerichts 

zugestimmt werden, daß die Blankofahrkarten nach 
ihrer Ausstellung Urkunden sind. Sie berechtigen den 
Reisenden, eine Fahrt nach dem auf ihr bezeichneten 
Ort mit der Deutschen Reichsbahn anzutreten.

Das Ausschreiben der Blankofahrkarten geschieht in 
der Weise, daß der Angestellte der Deutschen Reichs­
bahn im Durchschreibeverfahren ein Original und ein 
Duplikat herstellt. Das Duplikat, die eigentliche Fahr­
karte, wird dem Reisenden übergeben, das Original 
(der Stamm) verbleibt im Heft der Blankofahrkarten. 
Es dient zur Kontrolle für die Deutsche Reichsbahn, 
nach welchem Ort die Duplikatfahrkarte ausgestellt und 
in welcher Höhe Geld vereinnahmt wurde. Beide Fahr­
karten, Stamm und Duplikat, stellen also, weil sie ein 
und dasselbe Rechtsverhältnis zum Ausdruck bringen, 
eine Einheit dar. Im vorliegenden Fall war der Ange­
klagte als Fahrdienstleiter befugt, Fahrkarten auszu­
schreiben, jedoch nur in der oben dargestellten Weise. 
Da Stamm und Duplikat eine einheitliche Erklärung 
der Deutschen Reichsbahn darstellen und wegen ihres 
inneren Zusammenhanges nur als Ganzes betrachtet 
werden können, durfte der Angeklagte auch keine von­
einander abweichenden Erklärungen auf sie eintragen. 
Er gab also damit einem Teil der Urkunde einen nicht 
der Wirklichkeit entsprechenden Gedankeninhalt. Der 
Angeklagte war lediglich befugt, im Durchschreibever­
fahren Fahrkarten auszustellen. Nachdem er den richti­
gen Durchschlag an den Reisenden abgegeben hatte, 
durfte er den die Nummer der Fahrkarte ausweisenden 
Fahrkartenstamm inhaltlich nicht mehr ändern. ,Die 
nachträgliche Änderung ist keine schriftliche Lüge, 
sondern die Verfälschung einer Urkunde, da sie nun­
mehr nicht mehr urschriftsgetreu war und inhaltlich 
über andere als die tatsächlichen Rechtsverhältnisse Aus­
kunft gab. Das Bezirksgericht hätte deshalb den An­
geklagten wegen Urkundenfälschung verurteilen 
müssen.

Der Angeklagte hatte sich zu dem Zeitpunkt, als er 
die eingenommenen Geldbeträge mit der Deutschen 
Reichsbahn abrechnete, das durch die Urkundenfäl­
schung als nicht eingenommen bezeichnete Geld bereits 
angeeignet. Er hat also das rechtmäßig erhaltene Geld 
zu diesem Zeitpunkt schon dem Besitz der Deutschen 
Reichsbahn entzogen. Damit hat er eine Unterschlagung 
begangen. Der Angeklagte ist also einer Urkunden­
fälschung in Tateinheit mit Unterschlagung schuldig. 
Da es sich im vorliegenden Fall um einen dem Volks­
eigentum zugefügten Schaden in Höhe von 800 bis 1000 
DM handelt, muß das Gesetz zum Schutze des Volks­
eigentums (§ 2 Abs. 1, § 1 Abs. 1 VESchG) angewendet 
werden.

Außerdem hat der Angeklagte, wie im Protest zu­
treffend ausgeführt wird, sich einer schweren Amts­
unterschlagung (§ 351 StGB) schuldig gemacht. Der An­
geklagte, als Fahrdienstleiter, gehört zu den in § 359 
StGB bezeichneten Staatsfunktionären und hat als 
solcher die zur Kontrolle der Einnahmen bestimmten 
Bücher (den Fahrkartenstamm) verfälscht. Bei der An­
wendung des § 351 StGB auf den vorliegenden Sach­
verhalt könnten insofern Zweifel bestehen, als § 350 
StGB, der Grundtatbestand dieser Bestimmung, zur Un­

terschlagung (§ 246 StGB) in Gesetzeskonkurrenz steht, 
d. h. daß bei Anwendung des § 350 StGB der § 246 StGB 
und demnach bei Vorliegen eines schweren Angriffes 
gegen das Volkseigentum auch die Anwendung des Ge­
setzes zum Schutze des Volkseigentums entfallen 
müßte. Diese Zweifel sind jedoch nicht berechtigt. Die 
§§ 350 und 351 StGB sind Spezialbestimmungen gegen­
über § 246 StGB, bei deren Anwendung, ebenso wie im 
Falle einer Verurteilung nach § 1 Abs. 1 VESchG, die 
Anwendung des § 246 StGB ausgeschlossen ist. Das Ge­
setz zum Schutze des Volkseigentums enthält die Spe­
zialisierung hinsichtlich des angegriffenen Objekts, 
§§ 350, 351 StGB, die Spezialisierung hinsichtlich des 
Täterkreises. Beide Spezialgesetze enthalten also un­
terschiedliche Qualifikationsmerkmale und schließen 
sich nicht aus. Liegen in einem Fall sowohl die Vor­
aussetzungen für die Anwendung des Gesetzes zum 
Schutze des Volkseigentums als auch die für die §§ 350, 
351 StGB vor, so sind beide Gesetze tateinheitlich an­
zuwenden, um das Verbrechen nach allen Richtungen 
hin in seinem gesellschaftlichen Zusammenhang zu 
charakterisieren.

§ 279 Abs. 1 StPO.
Urteile in Strafverfahren, die nach vorausgegangenen 

Steuerstrafbescheiden erfolgen, können gern. § 279 Abs. 1 
StPO mit einem Rechtsmittel angefochten werden.

OG, Urt. vom 16. Februar 1956 — 2 Zst III 3/56.

Aus den G r ü n d e n :
Die Auffassung des Bezirksgerichts, daß ein Rechts­

mittel gern. § 279 Abs. 1 StPO gegen ein Urteil des Kreis­
gerichts, wenn es sich um ein Verfahren in Steuerstraf­
sachen handelt, unzulässig sei, ist rechtsirrig. Es muß 
dem Bezirksgericht zugeÄimmt werden, daß das im Ar­
tikel „Das gerichtliche Verfahren in Abgabenstrafsachen“ 
(NJ S. 525 ff.) zitierte Urteil des Obersten Gerichts (2 Zst 
III 89/53) durch die Verweisung auf §§ 328 ff. StPO zu 
Unklarheiten Anlaß geben kann. Das Oberste Gericht 
hat mit der erwähnten Entscheidung aber nicht die An­
wendbarkeit der §§ 450 ff. Abgabenordnung ausge­
schlossen, sondern auf die Verpflichtung zur weiteren 
Anwendung ausdrücklich hingewiesen und ausgeführt, 
daß es sich in den Fällen, in denen nach einem Steuer­
strafbescheid der Unterabteilung Abgaben eine gericht­
liche Entscheidung beantragt wird, um eine Strafsache 
handelt, die gemäß § 9 GVG vor die Gerichte der Deut­
schen Demokratischen Republik gehört. Das ergibt sich 
bereits aus den Strafandrohungen der Abgabenordnung. 
Verstöße gegen die Abgabenordnung sind Vergehen oder 
Verbrechen und keine Übertretungen. Sie sind in ihrer 
Auswirkung auf die wirtschaftliche Entwicklung der 
Deutschen Demokratischen Republik nicht so gering, daß 
auf eine Nachprüfung in der Rechtsmittelinstanz ver­
zichtet werden kann. Die Verfahrensvorschriften in 
§§ 328 ff. StPO betreffen lediglich polizeiliche Strafver­
fügungen, die jedoch nur dann erlassen werden können, 
wenn es sich bei der Straftat um eine Verletzung von 
Übertretungstatbeständen handelt. Nur in diesen Fällen 
ist gemäß § 279 Abs. 2 StPO eine Berufung unzu­
lässig. Bei dem Gerichtsverfahren nach vorausgegange­
nem Steuerstrafbescheid handelt es sich also nicht um 
ein Ordnungsstrafverfahren und auch nicht um eine 
polizeiliche Strafverfügung, auf die sich § 279 Abs. 2 
StPO bezieht, sondern um ein Strafverfahren. Deshalb 
ist gemäß § 279 Abs. 1 StPO die Möglichkeit der Be­
rufung gegen derartige Entscheidungen gegeben.

§ 283 Abs. 2 und 3 StPO.
Die von der 2. Instanz nicht beachtete Beschränkung 

eines Rechtsmittels führt zur Beeinträchtigung des 
Rechtes des Rechtsmittelberechtigten, den Umfang der 
Anfechtung des Urteils 1. Instanz selbst zu bestimmen.

OG, Urt. vom 6. Januar 1956 — Ib Zst 12/55.
Durch Urteil des Kreisgerichts vom 7. Juni 1955 ist der An­

geklagte wegen Körperverletzung, wegen Beleidigung der 
Volkspolizei und Widerstandes gegen die Staatsgewalt zu 
einer Gesamtstrafe von sechs Monaten Gefängnis verurteilt 
worden.

Gegen dieses Urteil hatte der Staatsanwalt Protest eingelegt, 
der ausdrücklich auf den Strafausspruch beschränkt war und 
mit dem eine höhere Bestrafung des Angeklagten gefordert 
wurde.

Auf den Protest hat der 3 a Strafsenat des Bezirksgerichts 
am 30. Juni 1955 das Urteil des Kreisgerichts aus den Gründen
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